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notifizierten Begehren zu ersuchen, vorläufig mit folgenden Bemerkungen entgegengenommen wor­
den:

1. Was den Hüningerkanal betrifft, so seien die Eröffnungen als gleichbedeutend mit einer 
Ablehnung des Projektes zu betrachten, sofern an der Bedingung einer massgebenden Mitwirkung der 
Reichseisenbahnverwaltung bei der Aufstellung des Kanaltarifs festgehalten würde. Das Interesse 
dieser Verwaltung liege darin, zu verhindern, dass die Kanaltaxen so niedrig gehalten werden, wie es 
sein müsste, um eine Konkurrenz des Kanals mit den Bahnen zu ermöglichen.

2. Hinsichtlich der Rheinschiffahrt halte man hierseits dafür, dass die Aufnahme der Schweiz in die 
A kte, in welcher die Mitwirkung der Uferstaaten an den technischen und administrativen V orkehrun­
gen für die Einrichtung einer regelmässigen Schiffahrt ausdrücklich vorgesehen ist, diesen V orkehrun­
gen naturgemäss vorangehen müsse. Die Schiffbarkeit des Rheins bis Basel sei durch den bei der 
letzten Versuchsfahrt vorgekommenen Unfall, der sich auch auf Stromstrecken ereignet haben könnte, 
die dem Schiffsverkehr schon lange dienen, keineswegs in Frage gestellt, sondern durch den übrigen 
Verlauf der Versuchsfahrten nach dem Urteil Sachverständiger erwiesen worden. Dabei sei in 
Berücksichtigung zu ziehen, dass diesen Fahrten keine Verbesserungen des Strombettes oder sonstige 
Hülfsarbeiten vorangegangen waren. Es dürfe auch daran erinnert werden, dass schon in der ersten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine regelmässige Dampfschiffahrt zwischen Basel und Strassburg 
betrieben worden sei.
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E VED, A  +  W, 1909-1955/5/1

Der Vorsteher des Departementes des Innern des Kantons Basel-Stadt,
E. Wullschleger, an den Vorsteher des Handels-, Industrie- und 

Landwirtschaftsdepartementes, A . Deucher

S Basel, 3. O ktober 1904

i- y 1
In der Tat erachten wir mit Ihnen die von der deutschen Delegation vorläufig 

mündlich abgegebene Erklärung als eine sehr wenig befriedigende.
Was den Hüningerkanal betrifft, so kann in dieser Erklärung ein ernsthaftes 

Entgegenkommen von Seite Deutschlands nicht erblickt werden. Ü ber die eine 
Bedingung, wonach die zwischen dem Hafen in Grosshüningen und dem G üter­
bahnhof St. Johann zu erstellende Geleiseverbindung, statt von den Schweiz. 
Bundesbahnen, von den deutschen Reichseisenbahnen in Betrieb zu nehmen 
wäre, liesse sich schliesslich diskutieren, immerhin nur in der Voraussetzung, 
dass dabei die Interessen der Schweiz und Basels in jeder Hinsicht ausdrücklich 
gewahrt blieben. Dagegen ist jede massgebende Mitwirkung der deutschen 
Bahnen bei der Aufstellung des Kanaltarifs absolut unannehm bar. Denn sie wäre 
gleichbedeutend mit der Konkurrenzunfähigkeit der Kanalschiffahrt. Dabei 
stimmen wir mit Ihnen vollständig überein.

Immerhin müssten wir es tief bedauern, wenn wegen der vorläufigen Stellung­
nahme Deutschlands die Unterhandlungen jetzt schon als gescheitert würden 
betrachtet werden. Denn die Ausgestaltung des Hüningerkanals ist im Hinblick

1. Das Departement des Innern des Kantons Basel-Stadt wird in der nächsten Sitzung die Angelegen­
heit dem Regierungsrat vorlegen. Deutschland möge zu einer schriftlichen und motivierten Erklärung 
veranlasst werden.

dodis.ch/42899dodis.ch/42899

http://dodis.ch/42899
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/42899


94 3. O K T O B E R  1904

auf den Anschluss der Schweiz an das französisch-belgische K analnetz -  ein 
M otiv, das allerdings gegenüber D eutschland nicht ins Feld geführt werden kann 
-  von volkswirtschaftlich so hervorragender B edeutung, dass unseres Erachtens 
nichts sollte unversucht gelassen w erden, um mit dem D eutschen Reiche zu einer 
Einigung zu gelangen2. W ir m öchten Sie daher dringend b itten , die U nterhand­
lungen im angegebenen Sinne w eiterführen zu wollen.

W as die Rheinschiffahrt anbelangt, so gehen wir mit den Bem erkungen, mit 
denen die Erklärung der deutschen D elegation von Ihnen vorläufig entgegenge­
nom m en w orden ist, im allgem einen einig. Im m erhin, scheint es uns, könnte im 
äussersten Notfall die Erledigung der Frage einer förm lichen A ufnahm e der 
Schweiz in die revidierte R heinschiffahrtsakte von 1868 einstweilen vertagt 
w erden, sofern es ohnedies gelänge, eine befriedigende Einigung mit dem 
D eutschen Reiche zu erzielen. W ir gehen dabei von zwei G esichtspunkten aus.

Erstens leitet sich das grundsätzliche und ursprüngliche Recht der Schweiz zur 
ungehem m ten Benützung des Rheins für die Schiffahrt, und zwar auf seiner 
ganzen schiffbaren Strecke bis zur M ündung, nicht von der R heinschiffahrtsakte, 
sondern von der W iener K ongressakte von 1815 her. Ein U m stand, auf den wir 
schon früher mit N achdruck hinzu weisen uns erlaubt haben und der auch im 
G utachten des H errn  Professors Reichel, A bteilungschef im eidg. Justiz- und 
Polizeidepartem ent, ausdrücklich hervorgehoben ist. G erade im Hinblick auf die 
zu Tage tre tende Tendenz, die R heinschiffahrtsakte in einschränkendem  Sinne 
auszulegen, erscheint uns die Berufung auf die in der W iener K ongressakte 
niedergelegten völkerrechtlichen G rundsätze, die auch gegenüber der Schweiz 
jede Einschränkung der Rheinschiffahrt verbieten, gegenüber D eutschland dop­
pelt geboten.

Zw eitens haben die stattgefundenen Probefahrten  nicht allein bewiesen, dass 
die Schiffahrt innerhalb gewisser Schranken bis Basel je tzt schon, ohne V erbes­
serungen des S trom bettes und sonstige M assnahm en, wodurch sich die B edin­
gungen für die Schiffahrt noch bedeutend vorteilhafter gestalten Hessen, tech­
nisch sehr wohl möglich ist, sondern dass der Schiffahrt bis Basel tatsächlich auch 
keine ändern unüberw indlichen Schwierigkeiten, bis jetzt wenigstens, im W ege 
stehen. D ie gleiche deutsche Firm a, die bisher die P robefahrten durchgeführt, 
hat sich denn auch im Princip bereit erk lärt, nächstes Jahr eine m ehr oder 
weniger regelmässige Schiffahrt bis Basel einzurichten, und der hierseitige R egie­
rungsrat ist grundsätzlich geneigt, hiefür einen passenden Landungsplatz zur

2. In einem weiteren Schreiben des Departements des Innern des Kantons Basel-Stadt vom 29. Okto­
ber 1904 wird das gesamteidgenössische Interesse hervorgehoben: Obschon wir uns wohl bewusst 
sind, dass diese Interessen bei Ihrem verehrlichen Departement und bei dem hohen Bundesrate in 
vollem Masse die verdiente Würdigung finden, erachten wir den Hinweis nicht ganz für überflüssig, 
da immer wieder da und dort die ganz unrichtige Meinung laut wird, es seien ausschliesslich oder 
vorwiegend die Interessen Basels im Spiel. Ihnen gegenüber bedarf es zweifellos keines besondern 
Nachweises dafür, dass ausser Basel weitere, und zwar grosse Landesteile, ebenso die Schweiz. 
Bundesbahnen an der Reduktion der Transportspesen durch den Anschluss an das mitteleuropäi­
sche Kanalnetz und die Rheinschiffahrt in hohem Grade interessiert sind. Mit einem Wort: es 
handelt sich vom Standpunkte der ganzen Schweiz. Volkswirtschaft aus um eine nationale Frage 
allerersten Ranges (E VED, A  + W, 1909-1955/5/1).
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Verfügung zu stellen. Beiläufig bemerkt, hat diese Firma der Überzeugung 
Ausdruck gegeben, dass die Fahrt nach Basel, namentlich bei Erbauung eines 
geeigneten, den besondern Verhältnissen des Oberrheins Rechnung tragenden 
Bootes, gerade so lange aufrecht erhalten werden kann wie diejenige nach 
Strassburg, und dass sich die Schiffahrt ab Rotterdam  und Antwerpen nach Basel 
ebenso rasch abwickeln liesse wie die kombinierte Fahrt von jenen Plätzen zu 
Wasser bis Mannheim oder Strassburg und von da mittelst der Bahn nach Basel. 
Wahrscheinlich ist es eben diese Möglichkeit, welche die deutschen Bahnverwal­
tungen zu Gegnern der Schiffahrt nach Basel gemacht hat.

Es erscheint jedoch als eine starke Kurzsichtigkeit der deutschen Reichsregie­
rung, wenn sie den vom Augenblicksinteresse diktierten Standpunkt der Bahn­
verwaltungen zu dem ihrigen erhebt und dadurch grössere, weiter reichende 
Interessen preisgiebt. Einerseits liegt es nämlich zweifellos im zukünftigen In ter­
esse einer gesunden Weiterentwicklung der Bahnen selbst, wenn ihnen eine 
ausgedehnte Schiffahrt eine Reihe wenig rentabler M assentransporte abzuneh­
men vermag. Andererseits sollte Deutschland das hervorragende Interesse nicht 
aus den Augen verlieren, das es oder doch seine zunächst beteiligten Einzelstaa­
ten an einer späteren W eiterführung der Rheinschiffahrt zum Bodensee haben 
muss. Die Erreichung dieses Zieles setzt aber notwendig die einstweilige D urch­
führung der Schiffahrt bis Basel voraus.

Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie im Sinne unserer Darlegung Ihre 
Bemühungen für das Zustandekomm en einer befriedigenden Vereinbarung mit 
dem Deutschen Reiche mit Bezug auf die beiden Projekte fortsetzen und, wenn 
irgend tunlich, den Abschluss eines neuen Handelsvertrages hinausschieben 
wollten, bis eine solche Vereinbarung erzielt sein wird.

45
E 13 (B) /1 0

Der schweizerische Gesandte in London, G. Carlin, an den Bundespräsidenten 
und Vorsteher des Politischen Departementes, R. Comtesse

S handschriftlich Londres, 10 octobre 1904

En me référant à Votre dépêche du 13 Août dernier, j ’ose exprimer l’espoir 
que le Conseil Fédéral ne verra pas d ’objection à m ’autoriser à signer le traité 
d’arbitrage dont deux projets accompagnaient mon office du 11 A oû t1. Selon 
moi, il n ’y aurait aucune raison de renvoyer la conclusion de cette entente. Il me 
semble que nous pouvons très bien commencer par la Grande-Bretagne, laquelle 
s’est toujours m ontrée beaucoup plus soucieuse de notre liberté et de notre 
indépendance que certaines autres Puissances, qui ont cherché et cherchent 
encore à exercer sur la Confédération une influence difficilement compatible 
avec sa dignité et son absolue souveraineté.

En outre, il me serait personnellement agréable de pouvoir, si possible,

1. Zum englischen Vertragsvorschlag siehe Annex.
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